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I. Aus der Geschäftsstelle

Liebe Verbandsmitglieder, liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

das Sommerfest bei unserem Vorsitzenden Herrn Bernd 
Adam in seinem Hotel „Reussischer Hof“ in Schmölln war 
wunderschön. Den Mitgliedern und Gästern hat es hervor-
ragend geschmeckt. Der Wettergott hat ebenso gut mitge-
spielt wie die Affen...

In der Resonanz unseres Festes gehen wir davon aus, dass 
sich alle schon auf unser nächstes Sommerfest freuen.

Im Oktober haben wir für Sie einen weiteren Wirtestamm-
tisch geplant. Schwerpunktthema wird der Mindestlohn ab 
01.01.2015 von 8,50 € sein. Die Einladungen hierzu werden 
wir Ihnen wie gewohnt rechtzeitig zusenden.
Wir freuen uns auf eine rege Beteiligung.

Ihre Marina Bergner

II. Echt Kloßartig!

Echt kloßartig! – Herzlichen 
Glückwunsch
Das „Qualitätssiegel Thüringer Kloß“ 
wurde zum zweiten Mal verliehen 
und ging unter anderem 
an unser Verbandsmitglied, Herrn 
Frank Lorenz Gasthof „Grüner Baum“ 
in Oppurg.
431 Jahre ist der Gasthof „Grüner 
Baum“ zu Oppurg alt und wird seit 

114 Jahren in Familie geführt.
Der Gasthof ist dafür in der Region 
bekannt. „Aber noch nicht weit ge-
nug“, sagt Frank Lorenz. Er hat mit 
seiner Frau Sabine vor 16 Jahren das 
Traditionshaus übernommen und sie 
haben behutsam modernisiert.
Herr Haberland von „Thüringen-
Welt“, Initiator des „Qualitätssie-
gels“ sagt: „ Gäste bekommt man 

nicht nur mit schierer Information, 
mit Faltblättern, Anzeigen, Inter-
netverweisen. „Tourismus braucht 
Emotion, die Leute wollen fühlen, 
riechen, schmecken“. Deshalb das 
„Qualitätssiegel Thüringer Kloß“. Es 
geht um das, was die Branche „Al-
leinstellungsmerkmal“ nennt.
Einfach kloßartig!



III. Aus dem Steuerbüro
Ermäßigter Steuersatz eröffnet 
Spielraum zur Umsatzsteigerung
Einen Coffee to-go gibt es längst 
nicht mehr nur auf Bahnhöfen, Flug-
häfen, in Kinos, Imbissbereichen 
und Bäckereien. Auch Cafe‘s, Eisbars 
und Gaststätten bieten verschiedene 
Kaffeespezialitäten zum Mitnehmen 
an. Diese unterscheiden sich nicht 
nur im Geschmack, sondern auch in 
der umsatzsteuerlichen Behandlung. 
Während bei Eis, Snacks oder in der 
Assiette verpackten Mahlzeiten im-
mer nur 7 % Umsatzsteuer anfallen, 
wenn sie zum Mitnehmen und nicht 
für den Verzehr vor Ort gekauft wer-
den, ist es bei to-go-Getränken nicht 
ganz so einfach.
Für Mineralwasser, Frucht- und Ge-
müsesäfte, Cola und Limonaden, 
aber auch für isotonische und nähr-
stoffreiche Fitness- und Sportgeträn-
ke fallen stets 19 % Umsatzsteuer 
an. Gleiches gilt für frisch zuberei-
teten Tee, Filterkaffee oder einen 
Espresso, sogar aus dem Selbstbe-
dienungsautomaten. Milch(misch)
getränke zum Mitnehmen unterlie-
gen dagegen nur dann dem Regel-
steuersatz, wenn das Getränk zu we-
niger als 75 % aus Milch oder Molke 
besteht. Ist der Milchanteil höher, 
fallen nur 7 % Umsatzsteuer an. Al-
koholische Milchmischgetränke und 
Sojamilchgetränke sind nicht be-
günstigt.
Wer molkehaltige Fruchtdrinks, 
Milchshakes und Kaffeespezialitäten 
wie Latte Macchiato to-go mit einem 
Milchanteil von mindestens 75 % an-
bietet, kann den Steuervorteil selbst 
behalten oder über attraktive Preise 
an seine Kunden weitergeben. So 
lässt sich der Umsatz steigern und 
der Gewinn optimieren.

Keine Rentenversicherungs-
pflicht für Altersvollrentner
Altersvollrentner sind ab Rentenbe-
ginn generell in allen Beschäftigun-
gen rentenversicherungsfrei. Dies gilt 
auch bei Aufnahme eines 450-Euro-
Minijobs. Die Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung braucht der Al-
tersvollrentner nicht besonders zu 
beantragen. Der Arbeitgeber meldet 
der Minijob-Zentrale seinen Minijob-
ber richtigerweise von Beginn an mit 
der Beitragsgruppe 5 in der Renten-
versicherung. Der Pauschalbeitrag 
von 15 Prozent des Arbeitsentgelts 
ist trotz der bestehenden Rentenver-
sicherungsfreiheit wegen des Bezugs 
einer Altersvollrente zu entrichten.

Sollten Arbeitgeber einen Altersvoll-

rentner im 450-Euro-Minijob irrtüm-
lich als rentenversicherungspflichtig 
beurteilt und mit dem Beitragsgrup-
penschlüssel 1 angemeldet haben, 
besteht ein Anspruch auf Erstattung 
der zu Unrecht entrichteten Beiträge. 
Die zu erstattenden Beiträge stehen 
ausschließlich dem Arbeitnehmer zu, 
da er diese getragen hat. Betroffene 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer kön-
nen bei der Minijob-Zentrale einen 
Antrag auf Erstattung der zu Unrecht 
entrichteten Beiträge stellen. 

Das Antragsformular finden Sie hier: 
www.kbs.de/erstattungsan-
trag_zu_unrecht_gezahlte_bei-
traege
 
Es bedarf aber nicht in allen Fällen 
eines förmlichen Antragsverfahrens. 
Unter gewissen Voraussetzungen 
besteht die Möglichkeit, dass Arbeit-
geber die zuviel gezahlten Beiträge 
mit den Beiträgen für den laufen-
den Entgeltabrechnungszeitraum 
verrechnen. Voraussetzung für die 
Verrechnung ist, dass der Zeitraum, 
für den die Beiträge zu viel gezahlt 
wurden, nicht länger als 24 Kalen-
dermonate zurückliegt. Darüber 
hinaus darf für den Erstattungs-
zeitraum beziehungsweise für Teile 
des Erstattungszeitraums keine Be-
triebsprüfung durch die Deutsche 
Rentenversicherung beim Arbeitge-
ber stattgefunden haben. Sofern Ar-
beitgeber den Weg der Verrechnung 
wählen, sind die Meldungen zur So-
zialversicherung zu korrigieren. Die 
überzahlten Arbeitnehmeranteile am 
Rentenversicherungsbeitrag sind an 
den Beschäftigten auszuzahlen. 

Die für den Personenkreis der Al-
tersvollrentner gemachten Aussagen 
gelten gleichermaßen bei der Be-
schäftigung von Ruhestandsbeamten 
oder bei Beziehern einer berufsstän-
dischen Altersversorgung (zum Bei-
spiel von der Ärztekammer).

An die Hersteller von Entgeltabrech-
nungssoftwaren ergeht der Hinweis, 
dass bei der Anmeldung von 450-Eu-
ro-Minijobbern, die die Regelalters-
grenze bereits erreicht haben, eine 
entsprechende Warnung integriert 
werden sollte. Sie sollte erscheinen, 
wenn der Arbeitgeber betroffene 
Beschäftigte mit dem Beitragsgrup-
penschlüssel „1“ in der Rentenver-
sicherung anmelden möchte, was 
beim Bezug einer der vorgenannten 
Altersbezüge nicht richtig sein kann.
Zustimmung des gesetzlichen Ver-
treters bei Minderjährigen

In allen 450-Euro-Minijobs, die Be-
schäftigte nach dem 31. Dezember 
2012 aufgenommen haben oder 
aufnehmen werden, besteht grund-
sätzlich Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung. Von der Ren-
tenversicherungspflicht kann sich 
der Beschäftigte befreien lassen, 
indem er seinem Arbeitgeber einen 
Antrag auf Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht vorlegt. 

Das Antragsformular finden Sie im 
Download-Center >

Anträge auf Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht können 
nur von geschäftsfähigen Perso-
nen rechtswirksam gestellt werden. 
Die Geschäftsfähigkeit richtet sich 
nach zivilrechtlichen Bestimmungen. 
Demzufolge ist der Arbeitnehmer 
erst nach dem vollendeten 18. Le-
bensjahr geschäftsfähig. Eine Aus-
wertung der Neuanmeldungen von 
April 2014 ergab, dass über 10 Pro-
zent aller 450-Euro-Minijobber bei 
Aufnahme ihrer Beschäftigung noch 
nicht volljährig sind. Gerade die-
ser Personenkreis macht besonders 
häufig von dem Befreiungsrecht Ge-
brauch. 

Ein Antrag auf Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht ist aller-
dings bei Minderjährigen wegen ih-
rer beschränkten Geschäftsfähigkeit 
unwirksam, wenn der gesetzliche 
Vertreter ihn nicht unterschrieben 
hat. Möchte sich ein Minderjähriger 
in seinem 450-Euro-Minijob von der 
Rentenversicherungspflicht befreien 
lassen, benötigt er demzufolge zwin-
gend die Einwilligung seines gesetz-
lichen Vertreters.



Mindestlohn verabschiedet
8,50 Euro Stundenlohn ab 2015 
– punktuelle Änderungen u.a. in 
Sachen Saisonarbeiter und Prak-
tika
Der Bundestag hat den gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,50 Euro ab 1. Ja-
nuar 2015 beschlossen. Mit 535 Ja-
Stimmen bei 5 Nein-Stimmen und 
61 Enthaltungen wurde das entspre-
chende „Tarifautonomiestärkungsge-
setz“ verabschiedet. 
Der DEHOGA hatte sich in den vergan-
genen Wochen und Monaten intensiv 
und mit vielen guten Argumenten für 
Korrekturen im Sinne der Branche in 
das Gesetzgebungsverfahren einge-
bracht. Nachdem die Regierungspar-
teien im Koalitionsvertrag vereinbart 
hatten, den flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn in Höhe von 
8,50 Euro einzuführen, waren die 
Möglichkeiten der Arbeitgeber- und 
Branchenverbände, die Einführung 
aufzuhalten oder weitreichende Aus-
nahmen zu erreichen, allerdings eng 
beschränkt. Der gesetzliche Mindest-
lohn stellt ein gigantisches arbeits-
marktpolitisches Experiment dar. 
Welche Kostensteigerungen, welche 
Arbeitsplatzverluste oder gar Be-
triebsschließungen damit verbunden 
sein werden, ist derzeit nicht abseh-
bar. Besondere Risiken liegen in dem 
Signal „Hilfsarbeitertätigkeit statt 
Ausbildung“ kann sich lohnen; hier 
wäre eine höhere Altersgrenze als 18 
Jahre wichtig gewesen. Das Gesetz 
greift in geltende Tarifverträge ein 
– auch über die bloße Lohnfindung 
hinaus – und führt zu einem großen 
Anpassungsdruck auch auf höhere 
Entgeltgruppen. Außerdem begrün-
det es einen starken Zuwachs an 
Bürokratie, insbesondere durch die 
Arbeitszeitaufzeichnungspflicht und 
die Auftraggeberhaftung. 
Wie Sie vermutlich den Medien ent-
nommen haben, hat es bis zuletzt 
noch einige punktuelle Veränderun-
gen gegenüber dem bislang vorlie-
genden Entwurf gegeben. Die wich-
tigsten Änderungen in Kürze: 
•	  Saisonarbeiter (gemeint sind die 

kurzfristig Beschäftigten nach 
der sog. 50-Tage-Regelung) un-
terfallen ab Januar 2015 dem 
Mindestlohn, die Arbeitgeber 
dürfen aber Kost und Logis vom 
Lohn abziehen. Die Jobs bleiben 
zudem 70 statt wie bislang 50 
Tage bzw. 3 statt bislang 2 Mo-
nate sozialabgabenfrei.

•	  Geändert wurden zuletzt auch 
noch einmal die Ausnahmeregeln 
für Praktikanten: Verpflichtende 
Praktika im Rahmen einer Aus-
bildung oder eines Studiums sind 
weiter vom Mindestlohn ausge-
nommen. Bei Orientierungsprak-

tika vor oder während einer Aus-
bildung oder eines Studiums gilt, 
dass erst nach drei Monaten (und 
nicht wie zunächst geplant nach 
sechs Wochen) der Mindestlohn 
gezahlt werden muss. Praktikan-
tenverträge müssen zukünftig 
schriftlich niedergelegt werden.

•	  Aufgegriffen wurde eine zentra-
le Forderung des DEHOGA, die 
Auswirkungen des Mindestlohns 
zeitnah und anhand festgeleg-
ter Kriterien zu evaluieren. Diese 
Aufgabe wird nunmehr der Min-
destlohnkommission zugescho-
ben, die darüber der Bundesre-
gierung alle zwei Jahre berichten 
muss. Der DEHOGA hat immer 
wieder erklärt, dass es auch 
möglich sein muss, den Mindest-
lohn „einzufrieren“, wenn sich 
anhand der Arbeitsmarktdaten 
erweist, dass die befürchteten 
Verwerfungen tatsächlich eintre-
ten.

•	  Die vorgesehene Mindestlohn-
kommission wird nicht jährlich, 
sondern alle zwei Jahre über 
eine Anpassung des Mindest-
lohns entscheiden. Der Zeitpunkt 
der erstmaligen Erhöhung des 
Mindestlohns wurde jedoch von 
2018 auf 2017 vorverlegt. 

Neu hinzugekommen ist auch eine 
gesetzliche Sonderregelung für die 
Zeitungsbranche: Zeitungszusteller 
haben ab nächstem Jahr zunächst 
einen Anspruch auf 75 Prozent, ab 
2016 auf 85 Prozent und ab 2017 
dann auf 8,50 Euro pro Stunde. Das 
entspricht Stundenlöhnen in 2015 
von 6,38 € und in 2017 von 7,23 €. 
Für alle anderen Branchen und da-
mit auch für das Gastgewerbe sind 
Übergangslösungen ausschließlich 
aufgrund von bundesweiten Tarifver-
trägen nach dem Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz möglich. Einen solchen 
Tarifvertrag mit der Gewerkschaft 
NGG strebt der DEHOGA an. Dazu hat 
es bereits zwei Verhandlungsrunden 
gegeben, am 20. Juli 2014 werden 
die Verhand-
lungen fortge-
setzt. Der DE-
HOGA arbeitet 
mit aller Kraft 
daran, ver-
trägliche Über-
gangslösungen 
insbesondere 
für den Osten 
Deutschlands 
zu vereinba-
ren. 
Die Einführung 
des Mindest-
lohns bringt 
für Unterneh-

mer in Hotellerie und Gastronomie 
natürlich viele Fragen mit sich. Eine 
erste Übersicht mit zentralen Fragen 
und Antworten aus der betriebli-
chen Praxis bereiten wir derzeit mit 
Hochdruck vor und werden wir Ihnen 
morgen gesondert zur Verfügung 
stellen. Viele Fragen bezüglich des 
Mindestlohns sind allerdings nach 
wie vor offen, eine Reihe davon wird 
vermutlich auch noch länger offen 
bleiben. 
Die Einführung des Mindestlohns 
wird die Branche fraglos finanziell 
belasten. Umso wichtiger ist, dass 
auf der Einnahmen- und auf der 
Kostenseite die Weichen richtig ge-
stellt werden. Denn nur so kann die 
Vielfalt der gastgewerblichen Leis-
tung erhalten bleiben – auch auf 
den Dörfern und in strukturschwa-
chen Regionen. Es gilt also, für mehr 
Wertschätzung und faire Preise für 
Deutschlands Gastgeber zu werben. 
Eine ganz besonders große Relevanz 
hat in diesem Zusammenhang na-
türlich unsere DEHOGA-Forderung, 
endlich Mehrwertsteuergerechtigkeit 
für Restaurantumsätze herzustellen. 
Wir fordern weiter einen einheitli-
chen, niedrigen Mehrwertsteuersatz 
auf Speisen, um damit endlich die 
Wettbewerbsverzerrung der Gastro-
nomie gegenüber Lebensmittelhan-
del und –handwerk zu beenden.

Sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung - Zuwachs im 
Gastgewerbe erneut überdurch-
schnittlich
929.200 Menschen waren nach An-
gabe der Bundesagentur für Arbeit 
im April 2014 in Gastronomie und 
Hotellerie sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt. Das entspricht einem 
Plus von 2,8 Prozent bzw. 25.365 Be-
schäftigten gegenüber dem Vorjahr. 
Die Entwicklung im Gastgewerbe war 
damit erneut überdurchschnittlich 
gut: In der Gesamtwirtschaft legte 
die sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung „nur“ um 1,5 Prozent zu.



IV. Sonstiges
Deutsche auf Reisen - Freund-
lichkeit und Wohlfühl-Atmo-
sphäre wichtiger als Wellness-, 
Einkaufs- und Sportcenter
Ein gutes Preis-Leistungsverhältnis, 
Schöne Natur und Gastfreundschaft/
freundliches Personal – das sind für 
deutsche Reisende die wichtigsten 
Kriterien für einen perfekten Urlaub, 
wie aus einer aktuellen Umfrage der 
BAT-Stiftung für Zukunftsfragen her-
vorgeht.
79 Prozent der Befragten ist es dem-
nach besonders wichtig, dass das 
Preis-Leistungsverhältnis stimmt. 
Die Urlauber sind laut BAT-Stiftung 
nicht etwa geizig, sondern vielmehr 
preisbewusst und wollen genau wis-
sen, was sie für ihr Geld bekommen. 
Weitere materielle Qualitätsmerk-
male wie eine abwechslungsreiche 
Abendunterhaltung, gute Einkaufs-
möglichkeiten, Wellness- oder Ak-
tivangebote sowie Kulturangebote 
spielen eine eher nachgeordnete 
Rolle. Freundlichkeit und Wohlfühl-
Atmosphäre seien wichtiger als Well-
ness-, Einkaufs- und Sportcenter, so 
die BAT-Stiftung.

Die Top Ten-Kriterien der 4.000 in 
Face to Face-Interviews befragten 
Umfrageteilnehmer sehen aus wie 
folgt: 
1.	 Ein gutes Preis-Leistungsverhält-

nis (79 Prozent)
2.	 Schöne Natur (73 Prozent)
3.	 Gastfreundschaft/freundliches 

Personal (73 Prozent)
4.	 Atmosphäre/Gemütlichkeit (72 

Prozent)
5.	 Viel Harmonie (Partner, Familie, 

Freunde) (71 Prozent)
6.	 Leckeres Essen (70 Prozent)
7.	 Viel Ruhe und Erholung (68 Pro-

zent)
8.	 Warmes Wetter, viel Sonne (66 

Prozent)
9.	 Gesundes Klima (65 Prozent)
10.	Unkomplizierte Anreise (64 Pro-

zent)

Soziale Intelligenz - zunächst 
unsichtbar, aber unverzichtbar 
für die Zukunft von Menschen 
und Unternehmen
Wenn Führungskräfte ihre Ziele und 
Projekte erreichen und Mitarbeiter/
innen motivieren und inspirieren 
möchten, brauchen sie geeignete 
Werkzeuge, um im Führungsalltag 
souverän, leistungsbezogen und 
personenorientiert Handeln zu kön-
nen. Die große Gradwanderung ist, 
nicht nur die eigenen Aufgaben im 
Blick zu behalten, sondern auch die 
Fähigkeiten, Ergebnisse und indivi-

duelle Motivation der einzelnen Mit-
arbeitet/innen.

Künstlersozialkasse - Prüfung 
wird ab 2015 verschärft
Unternehmen werden vom 1. Janu-
ar 2015 an verstärkt kontrolliert, ob 
sie fällige Beiträge zur Künstlersozi-
alkasse (KSK) tatsächlich entrichten. 
Das sieht das „Gesetz zur Stabilisie-
rung des Künstlersozialabgabesat-
zes“ vor, das im Juli von Bundestag 
und Bundesrat beschlossen wurde. 
Jedes Unternehmen mit mehr als 
19 Beschäftigten soll alle vier Jahre 
mindestens einmal überprüft wer-
den. Von den kleineren Unterneh-
men sollen jedes Jahr mindestens 
40 Prozent kontrolliert werden. Da-
mit will die Bundesregierung Mehr-
einnahmen für die KSK in Höhe von 
32 Millionen Euro erzielen. Kleine 
Betriebe sind allerdings von der Bei-
tragspflicht befreit, wenn die Auf-
tragssumme im Kalenderjahr 450 
Euro nicht übersteigt. Die bisherige 
Ausnahmeregelung der nur „gele-
gentlichen“ Auftragsvergabe entfällt. 
Der DEHOGA hatte im Vorfeld das 
Gesetzvorhaben kritisiert, weil da-
mit Bürokratie vermehrt wird, ohne 
dass das Ziel – den Abgabesatz zur 
KSK zu stabilisieren - erreicht wer-
den kann (DEHOGA compact berich-
tete). Denn auch abgesehen von der 
grundsätzlichen Fragwürdigkeit der 
KSK stehen bei solchen nahezu flä-
chendeckenden Kontrollen Verwal-
tungskosten und Nutzen nicht in ei-
nem angemessenen Verhältnis.   
Dennoch müssen sich praktisch alle 
Unternehmen der Hotellerie und 
Gastronomie darauf einstellen, in-
nerhalb der nächsten Jahre im Rah-
men der Betriebsprüfungen der 
Deutschen Rentenversicherung auch 
auf ihre KSK-Abgabepflicht geprüft 
zu werden. Abgabe-
pflichtig ist nahezu jeder, 
denn schon Werbung für 
das eigene Unternehmen 
oder dessen Produkte 
löst die Abgabepflicht 
aus und der Freibetrag 
von 450 Euro ist schnell  
überschritten. Beiträ-
ge müssen nicht nur für klassische 
Künstler wie z.B. Sänger oder Musi-
ker gezahlt werden. Auch beispiels-
weise Werbefotografen, Publizisten 
oder Graphiker, die Texte oder Bilder 
für Flyer erstellen, oder Webdesigner 
fallen unter den „Künstler“-Begriff 
der KSK. Auch Discjockeys können 
unter bestimmten Voraussetzungen 
als Künstler gelten, wenn sie nicht 
nur Musik abspielen, sondern aus 

verschiedenen Musikstücken neue 
eigene Klangbilder und Kompositi-
onen zusammenmischen. Der Bei-
tragssatz zur KSK liegt für 2014 und 
2015 bei 5,2 Prozent. Keine Abga-
bepflicht entsteht jedoch, wenn Ver-
tragspartner eine juristische Person, 
insbesondere eine GmbH, ist.

Gutachten zum Wassertouris-
mus in Thüringen
Die vom Beratungsunternehmen BTE 
Tourismus-Regionalberatung erstell-
te Studie untersucht Potenziale und 
Marktchancen sowie Handlungsemp-
fehlungen für Entwicklungs- und 
Marketingstrategien zum Wassertou-
rismus in Thüringen.

Laut Gutachten hat der Wassertou-
rismus regional eine nicht zu unter-
schätzende ökonomische Bedeutung. 
Dies treffe besonders für die großen 
Flüsse (Saale, Werra, Unstrut) und 
die großen Stauseeregionen (Ho-
henwarte, Bleiloch, Zeulenroda) zu. 
Insbesondere die großen Talsperren 
an der Saale verfügen über ein tou-
ristisches Potenzial. Die Saalekaska-
den als das größte Talsperrensystem 
Deutschlands bilden mit über 20 An-
bietern für Wassersport und -touris-
mus das wassertouristische Zentrum 
Thüringens.

Die Studie zeigt jedoch noch Lücken 
in der Infrastruktur auf und die Qua-
lität der Angebote ist nicht immer 
ausreichend. Daher empfehlen die 
Autoren die wassertouristische Inf-
rastruktur, wie die Ausstattung von 
Rast- und Übernachtungsplätzen 
sowie die Beschilderung, zu verbes-
sern. Auch sei eine Qualitätssteige-
rung bei den Angeboten nötig und 
eine bessere Kooperation und Ver-
netzung der Anbieter zu empfehlen.

In der Religionsstunde fragt der Pfarrer: „Wer 
kann mir sagen, wie lange Adam und Eva 
im Paradies waren?“ „Bis zum Herbst“, ant-
wortet ein Schüler. „Wieso bis zum Herbst?“ 
„Weil dann die Äpfel reif sind!“


